
Vorwort

Das Eilverfahren hat auf allen Rechtsgebieten eine elementare Funktion bei der Rechtsschutz-
garantie des Art. 19 Abs. 4 GG. Das verdeutlichen zwei Entscheidungen außerhalb des Ar-
beitsrechts: Am 2.6.2025 hat das VG Berlin in einem unanfechtbaren Beschluss im Eilverfah-
ren entschieden, dass Personen, die an der deutsch-polnischen Grenze um Asyl nachsuchen,
nicht zurückgewiesen werden dürfen, ohne dass ihr Antrag geprüft worden wäre. In der sehr
sorgfältigen Begründung wird deutlich, was passieren könnte, wenn kein Eilrechtsschutz gege-
ben würde – nämlich die faktische Rückführung nach Belarus und damit die Verweigerung
jedweden rechtsstaatlichen Verfahrens. Das Bundesverwaltungsgericht hat 2024 auf einen Eil-
antrag entschieden, dass die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen ein Vereinsver-
bot, das zu einem Nichterscheinen der Zeitschrift „Compact“ führen sollte, mit bestimmten
Maßgaben wiederhergestellt wird. Im Hauptsacheverfahren wurde diese Entscheidung bestä-
tigt. Unabhängig davon, ob man diese Entscheidungen im Ergebnis richtig findet, verdeutli-
chen sie zwei grundsätzliche Erkenntnisse: Zum einen die kardinale Bedeutung des Eilverfah-
rens im Rahmen des Rechtsschutzsystems und zum anderen die Notwendigkeit, auch in dieser
Verfahrensart größtmögliche juristische Sorgfalt walten zu lassen. Gegen die Bedeutung sol-
cher Entscheidungen werden in der Regel zwei Einwände erhoben: erstens sei es nur eine Eil-
entscheidung und zweitens eine Einzelfallentscheidung. Beides entwertet aber die Eilentschei-
dung nicht. Bis zu einer Entscheidung im Hauptsacheverfahren ist die Eilentscheidung das
Judikat, nach dem sich die Parteien zu richten haben. Erst mit der Entscheidung in der Haupt-
sache ist die dienende Funktion des Eilverfahrens beendet und es kann nicht zur Korrektur
der Entscheidung in der Hauptsache dienen. Auch das Argument der Einzelfallentscheidung
entwertet die einstweilige Verfügung nicht. Bis auf Anordnungen des Bundesverfassungs-
gerichts ergehen alle Entscheidungen inter partes. Es hängt nun von der Überzeugungskraft
der Begründung ab, ob man die Eilentscheidung zur Grundlage eines Handelns jenseits des
konkreten Falles macht. Beide Erkenntnisse führen zu der Notwendigkeit, im Eilverfahren
und insbesondere bei der Eilentscheidung größte juristische Sorgfalt walten zu lassen, denn es
ist eben nicht nur eine zu vernachlässigende Größe, sondern hier können Weichen gestellt
werden, die den Zug auch im Hauptsacheverfahren in die eine oder andere Richtung lenken.
Die Entscheidung im Eilverfahren kann auch abschließend sein, wenn etwa die Begründung
so überzeugend ist, dass die unterlegene Partei sich keine Chancen im Hauptsacheverfahren
ausrechnet. Das Bundesverfassungsgericht betont die grundrechtsgleiche Bedeutung der Waf-
fengleichheit im Eilverfahren. Man muss überdies immer mit einem Eingreifen des Bundes-
verfassungsgerichts rechnen, sowohl im Eilverfahren als auch generell im Arbeitsrecht, wie
auch eine Entscheidung zur Verfassungswidrigkeit arbeitsrechtlicher Normen des Berliner
Hochschulgesetzes zeigt. Die verfassungsrechtlichen Grundlagen müssen also bei jeder Ent-
scheidung im Eilverfahren mit bedacht werden.

Eine große Bedeutung hat das Eilverfahren auch im Arbeitsrecht. Wer es als „Schwarzbrotthe-
ma“ bezeichnet, tut nicht nur dieser wohlschmeckenden Brotsorte Unrecht, sondern auch
dem für die Praxis sehr relevanten Thema. Die Kenntnisse über das Eilverfahren sind eine Art
Versicherung: Man braucht sie vielleicht nicht immer, aber man sollte sie immer parat haben
und es ist beruhigend, sie zu haben. Immer mehr Lebenssachverhalte erfordern eine schnelle
gerichtliche Lösung, die vom regulären Erkenntnisverfahren schon strukturell nicht immer
im notwendigen Umfang erbracht werden kann. Neben den herkömmlichen Anwendungs-
bereichen, wie etwa dem Erlass einer einstweiligen Verfügung auf Gewährung von Urlaub (s.
hierzu die aktuelle Entscheidung des Thüringer LAG v. 2.3.2026 – 4 Ta 15/26, in der tenoriert
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wurde, dass der Urlaub „zu erteilen“ ist) oder die Herausgabe von Arbeitspapieren, rücken
angesichts der Dauer von Kündigungsschutzprozessen die vielfältigen Formen des Weiter-
beschäftigungsanspruches in den Vordergrund. In diesem Zusammenhang stellt die einstwei-
lige Verfügung, insbesondere beim betriebsverfassungsrechtlichen Weiterbeschäftigungsan-
spruch, ein wesentliches Instrument der Rechtsverfolgung dar, mit dem verhindert werden
kann, dass dem Arbeitnehmer ohne zwingenden Grund die Möglichkeit genommen wird, an
seinem bisherigen Arbeitsplatz tätig zu sein. In den letzten Jahren sind pandemiebedingt
Maßnahmen des Gesundheitsschutzes, der Funktionsfähigkeit der Betriebe und Betriebsräte
(Videokonferenzen, Briefwahl) in den Fokus der Rechtsprechung gerückt, die teilweise auch
Gegenstand des einstweiligen Rechtsschutzes waren.

Bei der Konkurrentenklage werden im Arbeitsrecht des öffentlichen Dienstes die gleichen
Grundsätze angewandt wie im Beamtenrecht, was zur Notwendigkeit einstweiligen Rechts-
schutzes führt. Ebenfalls von erheblicher praktischer Bedeutung – und in der allgemeinen
Kommentarliteratur oft vernachlässigt – ist der vorläufige Rechtsschutz im Betriebsverfas-
sungsrecht, und zwar auch bei Rechtsstreitigkeiten innerhalb des Betriebsrats (s. hierzu aktuell
Hessisches LAG v. 2.2.2026 – 16 TaBVGa 2/26, BR-Mitglied muss u.U. trotz Arbeitsunfä-
higkeit zu Sitzungen eingeladen werden). Häufig ersetzt dabei das Verfügungsverfahren das
Hauptsacheverfahren, da die Entscheidung meist erst nach dem Anhörungstermin erfolgt. Im
Anhörungstermin werden die Sach- und Rechtslage bereits ausführlich besprochen, und der
Streit wird in vielen Fällen einer abschließenden Lösung im Wege des Vergleiches zugeführt.

Traditionell hat der vorläufige Rechtsschutz im Recht des Arbeitskampfes eine überragende
Bedeutung, die angesichts der Tarifauseinandersetzungen im Verkehrsbereich – auch vor dem
Hintergrund der Bestrebungen nach Wiederherstellung der Tarifeinheit – noch gestiegen ist.
Bei der Beantwortung der Frage, ob Streikmaßnahmen zulässig sind, ist einzig die zeitnahe
Entscheidung geeignet. Entscheidungen im Hauptsacheverfahren, die Jahre später ergehen,
können zwar durch das Aufstellen von Rechtsgrundsätzen Bedeutung erlangen, jedoch nicht
mehr auf das unmittelbare Geschehen einwirken.

Diese Besonderheiten des vorläufigen Rechtsschutzes im Arbeitsrecht machen eine spezielle
Darstellung der Rechtsgrundlagen notwendig, zumal bei den Beteiligten häufig eine nicht un-
erhebliche Rechtsunsicherheit festzustellen ist.

Das Werk wendet sich an alle rechtsberatenden Berufe und die Arbeitsgerichtsbarkeit. Dem
Praxisbezug dient vor allem, dass zu besonders wichtigen arbeitsrechtlichen Problemen, wie
etwa dem Weiterbeschäftigungsanspruch, nicht nur die prozedurale Durchsetzung erläutert
wird, sondern auch die materiell-rechtlichen Grundlagen. Soweit dies im Einzelfall aus Platz-
gründen nicht möglich ist, erfolgen präzise Verweisungen auf weiterführende Literatur. So
wird die Problemlösung umfassend in einem Werk dargestellt, ohne dass in größerem Um-
fang weitere Literatur herangezogen werden muss. Des Weiteren wird die Darstellung der
Rechtslage durch Mustertexte ergänzt, die eine schnelle Umsetzung auch in elektronischer
Form ermöglichen. Letztere wird durch die Möglichkeit, kostenfrei über die Datenbank von
Otto Schmidt direkt auf die Muster und auch auf das Gesamtwerk zugreifen zu können, er-
leichtert. Die Recherchemöglichkeiten schließen zudem den Zugriff auf die in der Datenbank
enthaltene Rechtsprechung mit ein. Ein echter Mehrwert der elektronischen Komponente, die
Bestandteil des Werks ist.

Übrigens: Dieses Werk kommt ohne einen einzigen Anglizismus aus!

Die Erstauflage dieses Werkes erschien vor nunmehr 25 Jahren. Seither hat sich in der arbeits-
rechtlichen Welt viel geändert, was von Auflage zu Auflage eingearbeitet wurde. Was gibt’s
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dieses Mal Neues? Für die nun vorliegende 6. Auflage habe ich erneut neue Musteranträge
und Verfügungen eingearbeitet sowie die neueste Rechtsprechung und Literatur ausgewertet.
Schließlich war der Gesetzgeber ebenfalls aktiv, man denke nur an das 4. Bürokratieentlas-
tungsgesetz, das ja in viele Gesetze hineingewirkt hat. Insgesamt gibt es also einen bunten
Reigen neuer Rechtsentwicklungen, auf die das Recht der einstweiligen Verfügung reagieren
muss.

Das Werk ist aus einer insgesamt über 35-jährigen Erfahrung im Arbeitsrecht entstanden. Ich
habe als junger Rechtsanwalt wertvolle Erfahrungen bei der Prozessvertretung machen dürfen.
Daran schloss sich die Tätigkeit als Richter am Arbeitsgericht von 1991 bis 2022 an. Nunmehr
kann ich als Pensionär diese Lebenserfahrungen fruchtbar machen für ein Werk, das die täg-
liche Arbeit auf diesem Rechtsgebiet erleichtern möge.

Mein Dank gilt vor allem meiner Ehefrau Gisela Sprau-Korinth, die es auch nach 44 Jahren
der Zusammengehörigkeit geduldig erträgt, dass an vielen Abenden nur mein rauchender
Kopf zu bemerken war (das Pfeiferauchen habe ich mir schon nach der ersten Auflage abge-
wöhnt!).

Die aktuelle Auflage wurde betreut von Frau Silke Schloßmacher, vielen herzlichen Dank für
die tolle Unterstützung, auch vom gesamten Team des Verlages Dr. Otto Schmidt. Ich bin so
froh, seit über 20 Jahren in der familiären Runde dieses Verlages aufgehoben zu sein. Dankbar
bin ich auch für die vielen Gespräche im Kollegenkreis, die mir manche Anregung gebracht
haben. Für die nächste Auflage hoffe ich auf noch mehr Anregungen, die mir gerne unter
korinth@berlin.de übermittelt werden können.

Scheeßel, im März 2026 Michael H. Korinth
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man erwägen, schon in der Antragsschrift die Rücknahme des Antrages für den Fall zu erklären, dass
eine mündliche Verhandlung anberaumt wird. Dies ist als innerprozessuale Bedingung auch zuläs-
sig49.

Für die Rücknahme besteht Anwaltszwang, wenn der Antrag beim LAG angebracht und be-
reits ein Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt oder Widerspruch eingelegt worden
war.

b) Rechtsfolgen

Die Rechtsfolgen der Rücknahme eines Arrestgesuches entsprechen denen bei einer Klage-
rücknahme und ergeben sich aus § 269 Abs. 3 ZPO. Ein bereits ergangener Arrestbefehl wird
unwirksam, ohne dass es einer formellen Aufhebung bedarf50. Diese Rechtsfolge ist auf An-
trag des Schuldners auch auszusprechen (§ 269 Abs. 3 ZPO analog). Dem Antragsteller sind
die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. Dies gilt auch dann, wenn der Gläubiger, ohne dass
ihm der Arrestantrag zugestellt worden wäre, nur zufällig davon erfahren und daraufhin Kos-
ten für die Verteidigung gehabt hat. Die Erstattungsfähigkeit der Kosten für eine Schutz-
schrift wird hingegen verneint, da es an der Kausalität fehlt51. Entsprechendes gilt für die Er-
ledigung der Hauptsache im Arrestverfahren (s. zur Erledigung i.E. unter Rz. A.37).

9. Rechtsmittel

Da die Rechtsmittel bei Arrest und einstweiliger Verfügung identisch sind (§ 936 ZPO), wird
hier nur eine Übersicht gegeben und wegen der Einzelheiten auf die Ausführungen zum Ver-
fügungsverfahren (Rz. E.1 ff.) verwiesen.

Übersicht: Rechtsbehelfe und Rechtsmittel Arrest

□ Entscheidung ohne mündliche Verhandlung

1. Zurückweisung des Arrestgesuchs

Sofortige Beschwerde gem. § 567 Abs. 1 Nr. 2 ZPO, es sei denn, LAG ist als Berufungsgericht
der Hauptsache zuständig;

– Entscheidungsmöglichkeiten des ArbG:

a) Abhilfe, d.h. Erlass des Arrestbefehls, § 572 Abs. 1 ZPO;

b) Vorlage an das Berufungsgericht binnen einer Woche.

– Entscheidungsmöglichkeiten des LAG:

a) Stattgabe, d.h. Erlass des Arrestbefehls ohne mündliche Verhandlung; dagegen Wider-
spruch des Schuldners gem. § 924 ZPO;

b) Zurückweisung; keine weiteren Rechtsmittel, es sei denn, Beschwerdeführer macht neu-
en selbständigen Beschwerdegrund geltend;
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c) Anordnung der mündlichen Verhandlung; Entscheidung durch Urteil, das einem Beru-
fungsurteil gleichsteht, keine weitere Rechtsmittelinstanz;

d) In Ausnahmefällen Zurückverweisung an ArbG.

2. Erlass des Arrestbefehls

Widerspruch gem. § 924 ZPO bei dem Gericht, das den Arrestbefehl erlassen hat, es sei denn,
er wurde erst vom Berufungsgericht aufgrund von Berufung oder Beschwerde erlassen, dann
Widerspruch beim ArbG: kein Suspensiv- oder Devolutiveffekt;

– Entscheidung nach:

obligatorischer mündlicher Verhandlung durch Endurteil. Berufung möglich, wenn die all-
gemeinen Voraussetzungen des § 64 ArbGG vorliegen, also entweder Beschwer über 600 €
oder Zulassung der Berufung im Urteil.

Aufhebungsantrag wegen Nichterhebung der Klage innerhalb einer gem. § 926 ZPO gesetz-
ten Frist oder wegen veränderter Umstände gem. § 927 ZPO; Entscheidung jeweils durch
Endurteil, dagegen unter den og. Voraussetzungen Berufung möglich; Begründung kann auch
in der Nichteinhaltung der Vollziehungsfrist des § 929 Abs. 2 ZPO liegen;

Antrag auf Aufhebung der Vollziehung gem. § 928 ZPO, wenn Lösungssumme hinterlegt
wurde oder Arrestgläubiger den nötigen Kostenvorschuss nicht leistet. Gemäß § 934 ZPO Ent-
scheidung nach freigestellter mündlicher Verhandlung durch Beschluss, gegen den sofortige
Beschwerde möglich ist. Die Aufhebung der Vollziehung lässt den Arrestbeschluss selbst un-
berührt, so dass dieser Grundlage anderer Vollziehungsmaßnahmen sein kann.

□ Entscheidung nach mündlicher Verhandlung

1. Endurteil

gegen das bei Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen Berufung möglich ist.

2. Versäumnisurteil

dagegen Einspruch;

Revision nicht möglich (§ 545 Abs. 2 ZPO), auch keine Nichtzulassungsbeschwerde

M 1 Antrag auf Erlass des dinglichen Arrestes verbunden mit
Forderungspfändung

An das

ArbG

In Sachen

(volles Rubrum)

wird beantragt,
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wegen der Dringlichkeit ohne mündliche Verhandlung durch den Vorsitzenden allein

1. zur Sicherung der Zwangsvollstreckung den dinglichen Arrest in das bewegliche und das unbe-
wegliche Vermögen des Schuldners wegen eines Betrages i.H.v. … Euro und eines entsprechen-
den Kostenansatzes anzuordnen,

2. auszusprechen, dass die Vollstreckung des Arrestes durch Hinterlegung seitens des Antragsgeg-
ners i.H.v.… Euro gehemmt wird,

3. in Vollziehung des Arrestes die Forderung des Antragsgegners … nebst … Zinsen gegen … bis
zum Höchstbetrag von… Euro zu pfänden.

[Erforderlichenfalls:

Es wird dringend ersucht, keine mündliche Verhandlung anzuberaumen, da der Antragsgegner
hierdurch gewarnt würde und voraussichtlich versuchen wird, die Vermögensverschiebungen noch
vor diesem Termin durchzuführen [näher ausführen]. Daher erkläre ich für den Fall, dass das Ge-
richt einen Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt, die Rücknahme des Antrages.]

Begründung

Der Antragsteller wurde am … von dem Antragsgegner als … eingestellt. Er ist verheiratet und
hat … unterhaltsberechtigte Kinder. Nach dem schriftlich abgeschlossenen Arbeitsvertrag hat der
Antragsteller Anspruch auf monatliche Vergütung i.H.v.… Euro brutto.

Glaubhaftmachung: Arbeitsvertrag, als Anlage K1 in Ablichtung beigefügt.

Der Antragsgegner hat die Vergütung für den Monat … nicht gezahlt, obwohl sie am … fällig
geworden ist.

Zum Arrestgrund: Der Antragsgegner versucht, Vermögensgegenstände der Zwangsvollstreckung
zu entziehen. (Arrestgrund eingehend darstellen.)

Arrestforderung und Arrestgrund werden glaubhaft gemacht durch eidesstattliche Versicherung
sämtlicher in diesem Antrag enthaltenen tatsächlichen Behauptungen durch den Antragsteller.
Weiter erfolgt die Glaubhaftmachung durch (weitere Glaubhaftmachung durch Urkunden etc.,
eidesstattliche Versicherungen anderer etc.).

[Die eidesstattliche Versicherung könnte mit folgenden Worten eingeleitet werden: „§ 156 StGB
lautet: ‚Wer vor einer zur Abnahme einer Versicherung an Eides statt zuständigen Behörde eine
solche Versicherung falsch abgibt oder unter Berufung auf eine solche Versicherung falsch aus-
sagt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.‘ In Kenntnis dieser
Vorschrift versichere ich das Folgende an Eides statt:…“

Weiter ist darauf zu achten, dass sich die eidesstattliche Versicherung nicht nur pauschal auf die
Richtigkeit der im Schriftsatz gemachten Angaben bezieht, sondern den glaubhaft zu machen-
den Tatsachenvortrag vollständig enthält.]

Die für den Fall der Anberaumung eines Termins erklärte Antragsrücknahme ist zulässig, weil es
sich um eine innerprozessuale Bedingung handelt (Walker, Einstweilige Rechtsschutz im Zivilpro-
zess, S. 202, Rz. 299 ff.; Korinth, Einstweiliger Rechtsschutz im Arbeitsgerichtsverfahren, 6. Aufl. 2026,
Rz. C.37).

Unterschrift
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M 2 Antrag auf Erlass eines persönlichen Arrestes

An das

ArbG

In Sachen

(volles Rubrum)

wird beantragt,

zur Sicherung der Zwangsvollstreckung wegen der dem Antragsteller gegen den Antragsgegner zu-
stehenden Forderung i.H.v. … Euro sowie eines Kostenanschlages i.H.v. … Euro den dinglichen
Arrest in das bewegliche und unbewegliche Vermögen des Antragsgegners sowie den persönli-
chen Sicherheitsarrest anzuordnen.

Begründung

Der Antragsgegner ist libanesischer Staatsbürger und war vom … bis … für den Antragsteller als
Lagerarbeiter tätig. Aus dem Arbeitsverhältnis schuldet der Antragsgegner dem Antragsteller noch
5.000 € Schadensersatz.

(Darlegung des Grundes der Schadensersatzforderung)

Der Antragsgegner beabsichtigt, binnen des nächsten Monats in seine Heimat zurückzukehren. Er
hat einen Lastwagen erworben und will diesen mit in den Libanon nehmen, um ein Fuhrunterneh-
men zu eröffnen. In diesem Fall wäre jedwede Zwangsvollstreckung unmöglich.

Der persönliche Arrest ist gem. § 918 ZPO notwendig, um die so gefährdete Zwangsvollstreckung
zu sichern. Der Antragsgegner besitzt ein gewisses Vermögen, das zumindest für die Deckung eines
Teiles der Arrestforderung ausreicht.

Jedoch ist dem Antragsteller nicht genau bekannt, wo sich dieses Vermögen befindet und aus wel-
chen Gegenständen oder Forderungen es besteht. Der dingliche Arrest allein ist daher nicht ausrei-
chend, um die Gefährdung der Zwangsvollstreckung zu beseitigen. [Darlegung der Umstände, die
für das Vorhandensein eines nicht genau zu definierenden Vermögens sprechen.]

Der Arrestgrund ergibt sich aus einer entsprechenden Anwendung von § 917 Abs. 2 ZPO. Dort wird
die notwendig werdende Auslandsvollstreckung als ausreichender Arrestgrund genannt. Dies muss
entsprechend auch für den persönlichen Arrest gelten, wenn, wie hier, der dingliche Arrest nicht
geeignet ist, die Vollstreckungsgefährdung auszuschließen.

Der persönliche Arrest kann auch gegenüber dem Antragsgegner als sich in Deutschland aufhal-
tenden Ausländer verhängt werden. Dem steht nach allgemeiner Auffassung nicht das Haager
Übereinkommen über den Zivilprozess vom 1.3.1954 entgegen, da hiervon Ausländer wie Deutsche
betroffen sein können und daher keine Diskriminierung von Ausländern vorliegt.

Dinglicher und persönlicher Arrest können auch, wie hier beantragt, nebeneinander angeordnet
werden. Wenn der Gläubiger vom Vorhandensein bestimmter Vermögensgegenstände Kenntnis
hat, deren Verbleib aber nicht kennt, muss nicht erst ein dinglicher Arrest beantragt werden, nach
dessen vergeblicher Vollstreckung der persönliche Arrest zulässig wäre, sondern Letzterer kann so-
fort beantragt werden.

(Glaubhaftmachung des Sachvortrages)
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